Existenzsicherndes Grundeinkommen integriert und stoppt Ausgrenzung
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Ist-Zustand Schweiz
Ohne ein Fan von Christoph Blocher sein zu müssen: Die finanzielle Entschlackung des Staates ist nicht nur möglich, sondern sogar noch sozial, wirtschaftlich und ökologisch nachhaltig, wenn diese mit dem Existenzsichernden Grundeinkommen für alle in der Schweiz Wohnhaften kombiniert wird. Ansonsten wäre es ein desaströses, menschen-, gar generell lebensfeindliches Unterfangen.

Die jetzige bürgerliche Mehrheitspolitik zielt geradewegs auf dieses Desaster zu.

1 Milliarde Schweizer Franken Defizit im Jahr 2009 trotz zum Teil fragwürdigen, weil nicht gesetzeskonformen Einsparungen an IV-Leistungen. Die bürgerliche Politik schreit bereits jetzt nach neuen, unverantwortbaren Einsparungen. Die Abklärungen kosten immens viel, gerade was die (zwar nötigen) medizinischen Gutachten anbelangt, welche durch die IV bezahlt werden müssen. Nur schon was die Personalkosten anbelangt, müsste die Zuständigen zum Nachdenken bewegen. Die Folgekosten wegen der gemachten Fehler trägt wiederum die IV, welche z.B. Pro Infirmis lohndeckende Beiträge bereitstellt, um diese wenn nötig vor Gericht korrigieren zu lassen. Je nach Kanton lässt sich darüber streiten, ob das Geld dabei zweckgerichtet (Art. 74 IVG) eingesetzt worden ist.

Die Auswirkungen auf die Gesundheit der Betroffenen (Abklärende und Antragstellende) wegen den durch den finanziellen Druck aufgetretenen zwischenmenschlichen Belastungen sind kaum berechenbar, jedoch bestimmt nicht unerheblich.

Dasselbe bei der Sozialhilfe: Die rechtmässigen Auszahlungen dürfen sein und müssen sein dürfen in einem Land, welches sich nicht armselig nennen will. Abklärungen kosten die politischen Gemeinden, Sozialdetektive zwecks Missbrauchsbekämpfung auch. 

Ebenso sind die Beträge aus der Arbeitslosenkasse bezüglich Taggelder und Löhne erheblich und wie die Sozialhilfeausgaben die Konsequenz des jetzigen kriminellen Wirtschaftssystems, welches durch die finanzielle Abfederung durch die Sozialwerke noch nicht tiefere Risse in die Gesellschaft reissen konnte. Weitere Sparforderungen im Sozialbereich bestehen bereits, sicher nicht zugunsten der Bevölkerungsmehrheit.

Da die Schweiz ein umfassendes Steuerwesen hat, welches jede mündige Person dazu verpflichtet eine Steuererklärung auszufüllen, braucht es eine schöne Anzahl Personen um die Steuern auf Einkommen und Vermögen zu berechnen. Durch das komplexe Steuersystem mit dem daraus resultierenden Steuerwettbewerb verschwindet zusätzlich unnötig Steuergeld in unbekanntem Umfang. 

Nebenbei gewährt der Staat wohlhabenden ausländischen Steuerzahlenden eine grosszügige Pauschale, was dem Solidaritätsgedanken völlig widerspricht und den Steuerwettbewerb zusätzlich anheizt.

Der schweizerische Staat geht sogar so weit, um mit Steuergeldern ruinöse Privatunternehmen zu stützen bzw. die Löhne der bestbezahlten CEO zu finanzieren (siehe UBS). Mit diesem Geld hätte schweizweit über Jahre die gesamten Kosten beispielsweise für die Sozialhilfe finanziert werden können.

Ebenfalls müssen alle Arten von Exportsubventionen hinterfragt werden, da diese Milliarden verschlingen und den Wettbewerb verzerren.

Momentan orientiert sich die Schweizerische Eidgenossenschaft mehr an der vatikanischen Dogmenlehre als an der Bundesverfassung, in den Kantonen ist es nicht anders. 

Die Konsequenzen dieses Kreislaufs haben wir bereits heute präsent und werden sich bei Weiterführung noch verschlimmern: Finanzkrise, Ökologische Krise (worst case-Szenario gemäss UNO-Klimabericht), Soziale Krise (diktatorische ‚Demokratien’, Kriege, Flucht, Hunger und Durst, Zerfall der positiven Traditionen). Handeln in diesem Sinne widerspricht der schweizerischen Verfassung und kann die Auslöschung eines grossen Teils der Menschheit und des übrigen Lebens auf der Erde zur Folge haben. Vergleiche aus vergangener Rhetorik zu ziehen erübrigt sich hier.

	Staats-Ausgaben für Verwaltung und Administration des Staatsbetriebs, durch Lohnabzugs-/ Steuergelder finanziert
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Soll-Zustand

Orientiert man sich an der schweizerischen Verfassung, sollte deren Einhaltung politisch über allem Anderen stehen, schliesslich wurde die aktualisierte Fassung vor einigen Jahren von einer grossen Mehrheit des Schweizer Stimmvolkes angenommen.

Zudem existieren Klimaziele und viele weitere Ziele, welche der Umsetzung der Verfassung dienen. Das Schweizer Volk darf ernst genommen und die Verfassung umgesetzt werden. Utopien braucht’s dazu nicht, sondern praktikable, vom gesunden Menschenverstand als realistisch eingestufte Lösungen.

Es stellt sich die Frage, wie das Soll konkret aussehen soll, ob dies überhaupt nötig und möglich ist ebenso. 

Erreicht kann die Umsetzung der Verfassung nur mit einer nachhaltigen Politik, welche alle Bereiche vernetzt miteinbezieht, ökologische, wirtschaftliche und soziale.

Egal, ob sich Details berechnen lassen oder nicht, ob man Kenntnis von Zahlen hat oder nicht, rein von der Logik her kann abgeschätzt werden, ob ein Ziel erreicht werden kann oder nicht.

Deshalb lässt sich einfach aufzählen, was zwecks Erreichung der Ziele (konform zum Verfassungsauftrag) nötig ist:

Möglichst unabhängig von nicht erneuerbaren Energieträgern, möglichst regionaler, wettbewerbsfähiger Wirtschaftskreislauf mit Produkten, welche das menschliche Leben regional und global nachhaltig d.h. friedlich sichert, Orientierung an den Menschenrechten im Sinne von Achtung der Menschenwürde was den gegenseitigen Umgang, aber auch die (Um-)Bildung/Aufrechterhaltung von Strukturen anbelangt.

Hier wird ein für die Schweiz praktikabler Vorschlag gemacht, welcher kommunal/regional kurzfristig umgesetzt werden kann und das im obigen Abschnitt Beschriebene, von jedem Menschen Benötigte, mittel- und langfristig provoziert.

Das Existenzsichernde Grundeinkommen mit finanziellem Anreiz für gemeinnützige Arbeiten und gleichzeitiger Möglichkeit zur Erwerbsarbeit ist realistischerweise das einzige Modell, welches das Erwünschte provoziert.

Es beginnt bei der Erfahrung, dass der Mensch gerne tätig ist und das Überleben von sich und somit seines Gemeinwesens schon von Natur aus im Auge hat. Der Mensch ist ein soziales Wesen, ohne die Gemeinschaft kann er nicht lange überleben. Leider wird ihm in der ‚reichen’ Schweiz  durch das kriminelle Wirtschaftssystem absichtlich anderes vorgegaukelt. Dadurch darf man sich nicht von der eigenen Wahrheit, von der eigenen Natur ablenken lassen, um sich nicht selbst zu täuschen.

Jede Person hat das Bedürfnis nach Stillung der grundlegenden körperlichen Bedürfnisse, nach Sicherheit und möglichst freier Einteilung der eigenen Ressourcen und ist dafür einiges an Strapazen bereit auf sich zu nehmen. Unnötig schwer mag es sich jedoch niemand absichtlich machen, die Natur nicht nur des Menschen sucht das Praktische, das einfach Mögliche.

Es muss also niemand Angst haben, bei einem Existenzsichernden Grundeinkommen würde niemand mehr arbeiten. Es würde den Betreffenden schnell unangenehm langweilig. Bereits existieren alternative Tauschmodelle auf Zeit- anstatt auf Geldbasis (Zeitbörse), diese würden weiter ausgebaut, immer mehr funktioniert ohne Geld.

Was den Menschen zum Arbeiten anspornt ist nicht nur die direkte Sicherung seiner Ernährung, was darüber hinaus geht muss für ihn ebenfalls Sinn machen. Naheliegend sind Tätigkeiten für die ganze Gemeinschaft, welche wiederum die Sicherung der Nahrung vereinfachen. Solche Tätigkeiten gibt es in jedem Ort: Alte, Kranke und Behinderte pflegen und medizinisch versorgen, Instandhaltung des Schutzwaldes, der Melioration in Ebenen, von Bachverbauungen, aber auch der Strassenunterhalt und die Landschaftspflege; nicht zu vergessen die Nahrungsmittelproduktion, wo dank vielen Personen ein Grossteil der in der Schweiz benötigten Nahrungsmittel im eigenen Land hergestellt werden. Weitere wurden bereits definiert bzw. können definiert werden. Diese Arbeiten wirken sich direkt positiv auf’s Sozialleben und somit auf die Motivation aus. Und all dies, ohne dass die Kirche dauernd Durchhalteparolen von sich geben muss. 

Die Sicherung dieser Tätigkeiten, dieses Know-How, darf die Gemeinschaft etwas kosten, auch wenn dies nicht viel sein muss. Würden diese Arbeiten nicht gemacht, würden die Kosten deswegen im Nachhinein ein Vielfaches ausmachen.

Über diese Arbeiten hinaus werden andere Tätigkeiten nach wie vor gebraucht: Herstellung und Wartung von Maschinen und anderen Hilfsmitteln, Transport der Waren, Optimierung der Arbeiten, Administration und Verwaltung. Der Mensch ist vom Wesen her wie ein Töffli-Frisierer, einer, welcher es sich möglichst easy machen will bzw. durch’s Frisieren eine möglichst hohe Anzahl Personen miternähren hilft. Das tut er, wenn er (sie natürlich auch) dies nachhaltig tut im ökologischen Sinne. 

Dafür darf er ruhig etwas  Geld verdienen, wenn ihm das Produkt abgekauft wird. Dass er wirtschaftlich einen Vorteil hat, kann ihm die Gemeinschaft ökologisch nachhaltig ermöglichen, mit dem Existenzsichernden Grundeinkommen für alle in der Gemeinde/in der Region/in der Schweiz offiziell Wohnhaften, d.h. mit entsprechend tieferen Löhnen und höheren realen Gewinnen. Unter dem Strich einiges mehr für den Arbeitgeber (auch er als Privater erhält das existenzsichernde Grundeinkommen ;-), etwas mehr für den Arbeitnehmer, aber auch mehr für die Steuerbehörde. 

Die Verrechnung mit dem Lohn läuft so: Der Arbeitnehmer erhält den normalen Lohn ausbezahlt, gemäss Festlegung des Arbeitgebers bzw. wie ausgehandelt. Dies nach Abzug der Sozialleistungen, andere Orte und Regionen haben diesen Solidaritätsbeitrag ja noch nötig. Bei einer Erwerbsarbeit wird das Grundeinkommen jedoch anstatt an die Privatperson an den Arbeitgeber ausbezahlt, so herrscht bei den Arbeitnehmenden Lohngleichheit. Zwecks Gewinnmaximierung regt der Arbeitgeber bei den Gemeinden anderer guter Mitarbeiter die Einführung des Grundeinkommens an. Gegen dieses logische Gewerblen hat keine Politik etwas, es wäre politischer Selbstmord.

Wer einen Anspruch auf Arbeitslosenkasse- oder IV-Leistungen hat verliert diesen nicht, das Geld bleibt jedoch bei den staatlichen Verteilern, da das Grundeinkommen alles abdeckt. Die Pensionskasse hingegen werden diese weiter ausbezahlt erhalten, da privatwirtschaftliche Unternehmen dahinter sind.

Der bzw. die Erwerbstätige ist so dem natürlichen Wettbewerb ausgeliefert und bietet so automatisch Höchstqualität zum tieferen Preis im Vergleich zur jetzigen sogenannten Marktwirtschaft. Ist die Qualität nicht optimal, tut’s jemand anders in der Nähe. Dies bedeutet auch qualitativ hochstehende Arbeitsplätze und Innovation in den Betrieben, zwei bedeutende Wettbewerbsfaktoren. In der Region entsteht ein Standortvorteil und die Sicherung von Arbeitsplätzen im Erwerbssektor nur schon deshalb. Die Arbeitnehmenden sind hochmotiviert und gesünder. Mobbing gibt’s nicht, da man sich sonst selbstschädigend ablenken würde, heute leider ein Wirtschaftsfaktor bezüglich Konsumverhalten, das Marketing arbeitet entsprechend.

Wer sich noch nicht sicher genug fühlt, baut mit anderen Erwerbstätigen eine eigene, private Arbeitslosen- und Invalidenversicherung auf für den Bedarfsfall. Sozialdetektive inklusive. Denn für alle anderen gibt’s diese Versicherungen nicht mehr, sie wurden nachhaltig eingespart mangels Bedarf. 

Die Staatskasse freut’s, gerade auch weil das Geld aus einheimischem, nachhaltigem Einkommen stammt und entsprechend wieder verteilt wird. Die Verteilung ist einfach: Die Verwaltung zahlt jeder Person das Existenzsichernde Grundeinkommen in Höhe des Ergänzungsleistungen-Existenzminimum auf’s Konto der Bank ein (diese arbeitet ebenfalls nachhaltig im Stile der Alternativen Bank der Schweiz ABS). Damit lässt sich wie heute menschenwürdig leben. Wer Freiwilligenarbeit im von der politischen Gemeinde definierten Bereich verrichtet, erhält einen Zustupf im Sinne eines Arbeits-Anreizes von Fr. 700.- für ein 100%-Pensum. 

Die Gemeinde freut besonders, dass es kein Sozialamt mehr braucht und niemand mit Sozialhilfe-Kürzung bedroht werden muss, wird ein gesundheitsschädigender und vom Produkt her schädlicher Arbeitsplatz nicht angenommen. Die Kosten für Arbeitsvermittlung (als Freiwilligenarbeit definiert) schrumpfen um ein Vielfaches, beschränken sich auf freiwillige Anfragen im Erwerbs- und Freiwilligenarbeitsbereich, sind mehr ein Koordinieren zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Gemeinden und ein Verteilen von Arteitsstellen als ein Suchen nach ihnen.

Ebenso kann an Personal eingespart werden, wo keines gebraucht wird: Steuern werden nur auf Erwerbseinkommen erhoben, nicht auf das Existenzsichernde Grundeinkommen, nicht auf den Zustupf aus der Freiwilligentätigkeit.

Ausländische wie inländische Konzerne und Privatpersonen mit einer Anspruchshaltung (degressive Steuern, Steuererleichterungen, Pauschalen) dürfen gerne (wieder) ins Ausland ziehen bzw. dort bleiben, dann kosten sie uns nichts. Arbeit gibt’s so genug, versklaven mag sich auch niemand. Und sonst sollen sie lernen sich anzupassen.

Das Leben lässt sich positiv, zu Gunsten der nachfolgenden Generationen, meistern. Dass solche kommen werden liegt einzig daran, dass der Vatikan und seine Schergen nie voll durchziehen gekonnt haben werden.

Bleibt noch der Steuerwettbewerb, welcher ausser Kraft gesetzt wird, indem Einkommen über Fr. 100'000.- regional bzw. schweizweit alle demselben Steuersatz unterliegen. Über die Höhe der Steuereinnahmen entscheidet die Standortattraktivität aus nachhaltiger Sicht. 

Die Konsequenz der Einführung des Existenzsichernden Einkommens nur schon in einer einzigen Gemeinde: Die gemeinnützig nötigen Arbeiten können mehr und mehr gemacht werden, die Existenzgrundlage der Gemeinde ist gesichert. Innovative Firmen siedeln an, sehen eine Chance, ihr Produkt lancieren zu können. Die Stimmung im Dorf passt, die Leute nehmen sich Zeit für Wesentliches aus eigener Sicht. Die Leute vom Musikverein haben so weniger gemeinsame Proben nötig, üben aber gerne mehr alleine oder in Grüppchen, da sie mehr Zeit zur Verfügung haben. Nachwuchssorgen wird es so kaum geben, die Begeisterung ist zu gross.

Zuzüger werden gerne integriert, wollen diese sich doch in etwas Positives entsprechend integrieren, vielleicht haben sie bereits einen Arbeitsplatz in einem heimischen Unternehmen. 

Der Zonenplan wird nachhaltig eingehalten, die anderen Gemeinden haben ja auch Wohnraum und die Möglichkeit, das Existenzsichernde Grundeinkommen einzuführen. Und Wahlen sind jeweils bald wieder...

	Staat


	Ausgaben für Existensicherndes Grundeinkommen für alle in der Gemeinde offiziell Wohnhaften,

weniger Konflikte,

grosse Einsparungen in Verwaltungen 


	Anreiz für gemeinnützige Tätigkeiten, von der Gemeinde definiert Fr. 700.- maximal pro Person,

für’s Gemeinwesen 

wichtige Arbeiten werden erledigt, langfristig grosse Einsparungen dank prophylakitscher/präventiver Schadensminderung 


	Gemeinde bietet innovativen Unternehmen Standortvorteil und ist attraktiv als Wohnort, 

lokale Wirtschaft ist stark, nachhal-

tig,

optimale Voraussetzung für friedliches, lustvolles Zusammenleben



	Private


	Freie Zeiteinteilung, materielle Existenz gesichert (gemäss EL-Existenzmini-mum), genügend Geld für Konsum,

Weniger Konflikte,

gesünder,

optimaler Einsatz der Eigenverantwortung


	Zusatzeinkommen maximal Fr. 700.- monatlich,

interessante Tätigkeiten im Wohnort/in der Region,

guter sozialer Zusammenhalt durch gemeinsames nachhaltiges Arbeiten 
	Spannende, nachhaltige Erwerbsarbeit im Wohnort/in der Region,

Chance für nachhaltige Unternehmer/-innen durch Wettbewerbsfähigkeit und Gewinnoptimum,

Produkte aus regionalem Wirtschaftskreislauf sind erschwinglich




	Unternehmensgewinn (versteuerbar)


	
	

	Erwerbslohn (versteuerbar)


	Entgelt für gemeinnützige Tätigkeiten (steuerfrei)


	

	Existenzsicherndes Grundeinkommen (steuerfrei, gemäss EL-Existenzminimum)




Was gibt’s zu tun?

Vor einigen Jahren mussten doppelte Steuerbeträge einbezahlt werden, in einem Jahr für zwei Jahre. So ist genügend Geld vorhanden, einfach mal mit Auszahlen zu beginnen.

Mit einer Excel-Datei können alle Wohnhaften mit entsprechendem Auszahlungsbetrag und allf. Freiwilligentätigkeit erfasst werden. Es gibt heutzutage glücklicherweise in jeder Gemeinde Personen mit Excel-Kenntnissen.

Wer sicherheitshalber noch den alten Job behalten möchte kann sogar Steuern einzahlen, was er sonst nicht könnte. Das Steueramt hat jedenfalls weiterhin zu tun.

Nach und nach kann die Liste mit den für  den Zusatzverdienst berechtigten Tätigkeiten ergänzt werden, so wie es für die entsprechende Gemeinde Sinn macht.

Erfahrungsaustausch mit anderen Gemeinden mit dem Existenzsichernden Grundeinkommen ist die logische Folge zwecks Optimierung des regionalen Produktionskreislaufs.

Mehr gibt’s eigentlich nicht zu tun, vielleicht noch eine wissenschaftliche Begleitung organisieren zwecks langfristiger Absicherung.

Ängste jedenfalls sind fehl am Platze, die Schweiz ist nicht Lybien oder Irak, sondern ein Berg- Wald- und Wiesenland ohne Ressourcen für flüchtige Grosskonzerne.
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